
 AMTSBLATT 
    für die Gemeinde Südlohn 
 

30. Jahrgang Südlohn, 27.06.2025 Nummer 13 
 

Inhalt: Seite: 

I. Bekanntmachung  

1. 2. vereinfachte Änderung des Bebauungsplanes Nr. 05 „Mühlenkamp/Trimbach“ 
im Ortsteil Südlohn  

2-3 

2. 1. Änderung der Satzung über die Entsorgung des Inhaltes von Grundstücksentwäs-
serungsanlagen (Kleinkläranlagen, abflusslose Gruben) 

4 

3. 5. Änderung der Satzung der Gemeinde Südlohn über die Errichtung und Unterhal-
tung von Übergangsheimen (Übergangsheimsatzung) 

5 

4. 1. Änderung der Satzung der Musikschule der Gemeinde Südlohn vom 27.06.2024 6 

   

   

   

   
   

   

   

   

   

   

   

II. Mitteilungen  

1. Abfallkalender 2025 7 

   

   
 

Herausgeber:  DER BÜRGERMEISTER DER GEMEINDE SÜDLOHN 
   Winterswyker Straße 1, 46354 Südlohn 
Öffnungszeiten:  Mo.– Fr.: 08:30 bis 12:30 Uhr 
   Mo., Di., Do. 14.00 bis 16.00 Uhr 
Vertrieb: Laufender Bezug ist nur im Jahresabonnement gegen eine Bezugsgebühr von 26,00 € incl. 

Zustellgebühren möglich. Bestellungen sind an die Gemeinde Südlohn zu richten.  
 Im Internet unter https://www.suedlohn.de (Rathaus & Politik, Öffentliche Bekanntmachun-

gen, - Öffentliche Bekanntmachungen der Gemeinde bzw. - Amtsblatt 2025-) abgerufen wer-
den.  

  



Seite 2: Amtsblatt der Gemeinde Südlohn Nr. 30-13 vom 27.06.2025 
_____________________________________________________________________________________________________ 
 
 

B e k a n n t m a c h u n g 
 
2. vereinfachte Änderung des Bebauungsplans Nr. 05 "Mühlenkamp/Trimbach" im Ortsteil 
Südlohn 
 
Satzungsbeschluss 
 
Der Rat der Gemeinde Südlohn hat in seiner Sitzung am 25.06.2025 die 2. vereinfachte Änderung des 
Bebauungsplans Nr. 05 "Mühlenkamp/Trimbach" im Ortsteil Südlohn gem. § 10 Abs. 1 BauGB als Satzung 
beschlossen. 
Die 2. vereinfachte Änderung des Bebauungsplans Nr. 05 "Mühlenkamp/Trimbach" im Ortsteil Südlohn wird 
hiermit gemäß § 10 Abs. 3 BauGB öffentlich bekannt gemacht.  
 
Hinweise 
 
Es wird auf die Rechtsfolgen nach § 215 BauGB bezüglich der Fristen für die Geltendmachung der Verletzung 
von Verfahrens- und Formvorschriften sowie von Mängeln in der Abwägung hingewiesen. 
Unbeachtlich werden  
1. eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 beachtliche Verletzung der dort bezeichneten Verfahrens- 

und Formvorschriften, 
2. eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 beachtliche Verletzung der Vorschriften über das Ver-

hältnis des Bebauungsplans und des Flächennutzungsplans und 
3. nach § 214 Abs. 3 Satz 2 beachtliche Mängel des Abwägungsvorgangs, 
wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit Bekanntmachung des Flächennutzungsplans oder der Satzung 
schriftlich gegenüber der Gemeinde unter Darlegung des die Verletzung begründenden Sachverhalts geltend 
gemacht worden sind. 
 
Gleichzeitig wird auf die Fälligkeit und das Erlöschen von Entschädigungsansprüchen gem. § 44 BauGB 
hingewiesen. Danach kann der Entschädigungsberechtigte Entschädigung verlangen, wenn die in den §§ 39 
– 42 BauGB bezeichneten Vermögensnachteile eingetreten sind. Er kann die Fälligkeit des Anspruchs 
dadurch herbeiführen, dass er die Leistung der Entschädigung schriftlich beim Entschädigungspflichtigen 
beantragt. Ein Entschädigungsanspruch erlischt, wenn nicht innerhalb von 3 Jahren nach Ablauf des Kalen-
derjahres, in dem die oben bezeichneten Vermögensnachteile eingetreten sind, die Fälligkeit des Anspruchs 
herbeigeführt wird.  
Weiterhin wird darauf hingewiesen, dass gem. § 7 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen 
(GO NRW) i.d. Fassung der Bekanntmachung vom 14.07.1994 (GV NW S.666, zuletzt geändert durch Artikel 
3 des Gesetzes vom 25.03.2022 (GV. NRW. 2022 S. 412), in der derzeit gültigen Fassung,  eine Verletzung 
von Verfahrens- und Formvorschriften der GO NRW beim Zustandekommen dieser Satzung nach Ablauf von 
sechs Monaten seit dieser Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden kann, es sei denn 
 
a. eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht 

durchgeführt, 
b. die Satzung ist nicht ordnungsgemäß bekannt gemacht worden, 
c. der Bürgermeister hat den Satzungsbeschluss vorher beanstandet oder 
d. der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Gemeinde vorher gerügt und dabei die verletzte 

Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 
 
Bekanntmachungsanordnung 
 
Die 2. vereinfachte Änderung des Bebauungsplans Nr. 05 "Mühlenkamp/Trimbach" im Ortsteil Südlohn  mit 
Begründung liegt ab sofort während der Dienststunden im Rathaus der Gemeinde Südlohn, - OT Oeding -, 
Zimmer 1.07, Winterswyker Straße 1, 46354 Südlohn, zu jedermanns Einsicht öffentlich aus. Der Bebau-
ungsplan tritt gem. § 10 Abs. 3 Satz 4 BauGB mit dieser Bekanntmachung in Kraft. 
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Übersichtsplan, o. M.  
 

 
 
 
Südlohn, 27.06.2025       
 

 
 
Werner Stödtke 
Bürgermeister 
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B e k a n n t m a c h u n g 
 

1. Änderung der Satzung über die Entsorgung des Inhaltes von  
2. Grundstücksentwässerungsanlagen 

(Kleinkläranlagen, abflusslose Gruben) 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 27.06.2025 

 
Aufgrund  

 
 des § 7 Abs. 1 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Bekanntma-

chung vom 14.07.1994 (GV. NRW. 1994, S. 666), zuletzt geändert durch Art. 2 des Gesetzes vom 
25.06.2015 (GV: NRW: 2015, S. 496) 

 der §§ 60, 61 des Wasserhaushaltsgesetzes des Bundes (WHG) in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 31.07.2009 (BGBI. I 2009, S. 2585 ff), zuletzt geändert durch Gesetz vom 04.08.2016 (BGBI. I 
2016, S. 1972), in der jeweils gültigen Fassung, 

 der §§ 43 ff., 46 LWG NRW in der Fassung der Bekanntmachung vom 25.06.1995 (GV. NRW. 1995, S. 
926), zuletzt geändert durch Gesetz vom 08.07.2016 (GV. NRW. 2016, S. 559 ff.) in der jeweils gültigen 
Fassung, 

 der Selbstüberwachungsverordnung Abwasser (SüwVO Abw – GV NRW 2013, S. 602 ff. – hier bezeichnet 
als SüwVO Abw NRW 2013), zuletzt geändert durch Gesetz vom 08.07.2016 (GV. NRW. 2016, S. 559 ff.) 
in der jeweils gültigen Fassung,  

 des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten vom 19.02.1997 (BGBI. I 1997, S. 602), zuletzt geändert durch 
Art. 4 Abs. 55 des Gesetzes vom 18.07.2016 (BGBI. I 2016, S. 1666) in der jeweils gültigen Fassung, 

hat der Rat der Gemeinde Südlohn am 25.06.2025 folgende Satzung beschlossen: 
 
Art. 1 
§ 12 lautet wie folgt: 
(1) Die Benutzungsgebühr für die Entsorgung von Grundstücksentwässerungsanlagen beträgt 

je Leerung           108,75 € 
zuzüglich je cbm abgefahrenen Grubeninhaltes     21,47 € 
für das Öffnen und Verschließen der Abwasseranlagen 
(§ 11 Abs. 2) je angefangene halbe Stunde       15,00 € 

(2) Die Gebühr für eine vergebliche Anfahrt beträgt      108,75 € 
(3) Die Gebühr für die Überwachung beträgt       50,00 € 
 
 
Art. 2: 
§ 16 lautet: 
Diese Satzung tritt am 01.07.2025 in Kraft. 
 
Bekanntmachungsanordnung 
 
Die vorstehende Satzung wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass gemäß § 7 Absatz 6 Satz 2 GO NRW in der aktuell gültigen Fassung die Verlet-
zung von Verfahrens- und Formvorschriften gegen Satzungen, sonstige ortsrechtliche Bestimmungen und Flä-
chennutzungspläne nach Ablauf von sechs Monaten seit ihrer Verkündigung nicht mehr geltend gemacht werden 
kann, es sei denn 
 

a. eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht 
durchgeführt, 

b. die Satzung, die sonstige ortsrechtliche Bestimmung oder der Flächennutzungsplan ist nicht ordnungs-
gemäß öffentlich bekanntgemacht worden, 

c. der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder 
d. der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Gemeinde vorher gerügt und dabei die verletzte 

Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 
 
Südlohn, 27.06.2025 

 
Werner Stödtke 
Bürgermeister      
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B e k a n n t m a c h u n g 

5. Änderung der Satzung der Gemeinde Südlohn  
über die Errichtung und Unterhaltung von 

Übergangsheimen (Übergangsheimsatzung) 
 
Aufgrund des § 7 der Gemeindeordnung für das Land NRW (GO NRW) vom 14.07.1994 (GV. NRW S. 666), 
des § 12 des Gesetzes zur Förderung der gesellschaftlichen Teilhabe und Integration in Nordrhein-Westfalen 
(Teilhabe- und Integrationsgesetz – TintG NRW) vom 14.02.2012 (GV. NRW. S .97) der §§ 1 und 3 des 
Gesetzes über die Zuweisung und Aufnahme ausländischer Flüchtlinge (Flüchtlingsaufnahmegesetz – FlüAG 
NRW) vom 28.02.2003 (GV. NRW S. 93) sowie der §§ 1, 2, 4 und 6 des Kommunalabgabengesetzes für das 
Land Nordrhein-Westfalen (KAG NRW) vom 21.10.1969 (GV.NRW S. 712) – in den jeweils gültigen Fassun-
gen – hat der Rat der Gemeinde Südlohn in seiner Sitzung am 25.06.2025 folgende Änderung der Satzung 
über die Einrichtung und Unterhaltung von Übergangsheimen (Übergangsheimsatzung) beschlossen: 
 

Artikel 1 
In § 3 Abs. 1 wird die Zahl von „11,33“ durch die Zahl „13,01“ ersetzt. 
 

Artikel 2 
§ 3 Abs. 2 a) wird die Zahl „1,44“ durch „1,31“ und in 2 b) die Zahl „1,53“ durch „1,89“ ersetzt. 
 

Artikel 3 
Diese Satzung tritt am 01.07.2025 in Kraft. 
 
 
Bekanntmachungsanordnung 
 
Die vorstehende Satzung wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass gemäß § 7 Absatz 6 Satz 2 GO NRW in der aktuell gültigen Fassung die 
Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften gegen Satzungen, sonstige ortsrechtliche Bestimmungen 
und Flächennutzungspläne nach Ablauf von sechs Monaten seit ihrer Verkündigung nicht mehr geltend ge-
macht werden kann, es sei denn 
 

a. eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht 
durchgeführt, 

b. die Satzung, die sonstige ortsrechtliche Bestimmung oder der Flächennutzungsplan ist nicht ord-
nungsgemäß öffentlich bekanntgemacht worden, 

c. der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder 
d. der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Gemeinde vorher gerügt und dabei die ver-

letzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 
 
Südlohn, 27.06.2025 

 
 
Werner Stödtke 
Bürgermeister 
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B e k a n n t m a c h u n g 

 
1. Änderung der Satzung  

der Musikschule der Gemeinde Südlohn 
vom 27.06.2024 

 
Aufgrund der §§ 7 und 41 Absatz 1 Satz 2 Buchstabe f) der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein- 
Westfalen vom 14.07.1994 (GV.NRW.S.666) und der §§ 1, 2, 4 und 6 des Kommunalabgabengesetzes für 
das Land Nordrhein-Westfalen vom 21.10.1969 (GV.NRW.S.712), in der derzeit geltenden Fassung, 
hat der Rat der Gemeinde Südlohn in seiner Sitzung am 25.06.2025 folgende 1. Änderung der Satzung der 
Musikschule der Gemeinde Südlohn vom 27.06.2024 als Satzung beschlossen: 
 

Art. 1 
In Nr. 2.1.1 und 2.1.2. werden die Beträge „362,30 EUR“ durch „369,60 EUR“, „30,20 EUR“ durch „30,80 
EUR“, „452,90 EUR“ durch „462,00 EUR“ und „37,70 EUR“ durch „38,50 EUR“ ersetzt. 
 

Art. 2 
In Nr. 2.2 werden die Beträge „420 EUR“ durch „428,40 EUR“, „35 EUR“ durch „35,70 EUR“, 522,20 EUR 
durch „532,80 EUR“, „43,50 EUR“ durch „44,40 EUR“, „575,30 EUR“ durch „586,80 EUR“, „47,90 EUR“ durch 
„48,90 EUR“, „713,60 EUR“ durch „728,40 EUR“, „59,50 EUR“ durch „60,70 EUR“ , „1.175 EUR“ durch „1.200 
EUR“, „98 EUR“ durch „100 EUR“, „586,30 EUR“ durch „598,80 EUR“, „48,90 EUR“ durch „49,90 EUR“, 
„770,50 EUR“ durch „786,00 EUR“ und „64,20 EUR“ durch „65,50 EUR“ ersetzt. 
 

Art. 4 
Diese Satzung tritt am 01.07.2025 in Kraft. 

 
 
 
Bekanntmachungsanordnung 
 
Die vorstehende Satzung wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass gemäß § 7 Absatz 6 Satz 2 GO NRW in der aktuell gültigen Fassung die 
Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften gegen Satzungen, sonstige ortsrechtliche Bestimmungen 
und Flächennutzungspläne nach Ablauf von sechs Monaten seit ihrer Verkündigung nicht mehr geltend ge-
macht werden kann, es sei denn 

a. eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht 
durchgeführt, 

b. die Satzung, die sonstige ortsrechtliche Bestimmung oder der Flächennutzungsplan ist nicht 

c. ordnungsgemäß öffentlich bekanntgemacht worden,  

d. der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder der Form- oder Verfahrensman-
gel ist gegenüber der Gemeinde vorher gerügt und dabei die verletzte Rechtsvorschrift und die 
Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 

 
Südlohn, 27.06.2025 

 
 
Werner Stödtke 
Bürgermeister 
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